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:! n f r I g e b e a n t w 0 r t u ng 

nie Abg" Pol 0 a r und Genossen hab en :in der 8i tzung vom 18. Jänner 

1956 an Bundesminister Dipl .... lng. VI a 1 d b r u.n n 6 r eine Anfrage, 

betrel'fend aufklärungsbedürftige Vorfälle im .Amt :für Zivilluftfahrt 46. 

:aundeeministeriums für Verkehr und verstaatlichte Betriebe, geriChtet, 

in der sie UOa8 ausführten, dass im Amt für Zivilluftfahrt eine Anzahl 

von Beamten seit einigen Monaten mit ~ufgaben besohäftigt seien, die nicht 

in den W'1.rkungsbereichdes Amtes bzw. dieser Beamten ge,l)ören, und dass 

somit Gelder der österreichischen Steuerträger dazu Verwendet würden, um 

f;lin aus Parteilichen Gründen aufgezogene~ "Luftfahrtunternehmen aufzubauen. 

Sie haben an den Minister folgende zwei Fragen get:Jtellt. 

Wae gedenkt der Herr Bundesminister für Verkehr und verstaatlichte 
Betriebe zu unt ernehmen, um derar1iige Übergriffe in Zukunft zu unterbinden 
und vor allem die Tätigkeit des Amtes fUr Zivilluftfehrt auf ihre rein 
hoheitsreohtlichen Aufgaben zurückzuverweisen? 

Was gedenkt der Herr Bundesminister für Verkehr und verstaatlichte 
. Betriebe zu unternehmen, um die dem Staatsfiakus duroh die$e abwegige 
Tätigkeit der Beamten, Vert~ageangestellten und dea Konsulenten aufge­
laUfenen Kosten rückzuvergüten? 

Bundesminister Diplo_Ing. Wal d b run n e r hat diese Frage~ 

nunmehr folgendermassen beantwortet. 

8~~äge 1& Zu den dem Bundes~inisterium für Verkehr und verstaatlichte 

Betri.ebe auf Grund' des Bundesgesetzes vom 22. November 1950, BGl31. Jr. 244, 

zustehenden Aufgaben auf dem Gebiete der Luftfahrt gehören auoh die Fra&'$h " 

des Lt1ft~Terkehrs im allgemeinen und die 4amit im Zusammenhang stehenden 

Planungsarbeiteno Als naoh dem Abschluss des 6taatsvertra~s an das B~ndes~ 

ministerium -1"lir Verkehr und verstaatlichte Betriebe Vorsohlä.ge betreffen4 

die Gründung einer österreichischen Luftverkehrsgesellsohaft berange.ragen 

wurden, war es die .pflichtgemäsBc Aufgabe des Amtes tür Luftfahrt, diese 

Projekte zu prüfen und sich v~r allem auoh darüber zu informieren, wie 

die einschlä,gi,gen Fragen in anderen Staaten, die auf diesem Gebiet bereits 

über langjährige Erfahl"l:lngen verfUgen, g<n:egelt sind. Sämtliche mit dieBe. 

Aufgaben befassten Beamten des Bundeeministeriums für Verkehr und ver­

staatliohte'Betriebe haben eich daher bei ihren Arbeiten auf diesem Gebiet 
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iurohaua im Rahmen de%' ihnen zus\ebellden Aufgaben gehalten. Es erübrigt 

sich daher, meiner.eite h1nsiehtliche1ner Eillsohränkung dieser Tätigkeit 

etwas w veranlasse"n. 

is hage 21.A.ua den obigen J.u.tührunsen geht auch hervor, dass dom 

Staatsfiskus keine Kosten aue der Betätigung "dieser ~e.mten rückzuvergüten 

sind. 

In ~ieeem ZusalllDlenhang ist es n:tcht uni,nter<=ss,nt t'eatzu8t~llent dass 

"für den Aufbau verechiedener privater l$sterre1chiecher w.ttf'ahrtorganisa­

tionen Bundesmittel zur Verf'üguns 8e8tel~tw~rden. ohne dass das zuständi­

ge Bunaesministerium für Verkehr und verstaatliohte Betriebe beieset und 

eingesohaltet wird. 

-.-.. 
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